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Abrüstungsübereinkünfte und andere vereinbarte Verpflich-
tungen einzuhalten, und um diejenigen, die diese Überein-
künfte nicht einhalten, auf eine mit der Charta der Vereinten
Nationen im Einklang stehende Weise dafür zur Rechen-
schaft zu ziehen;

8. fordert diejenigen Staaten, die ihre jeweiligen Ver-
pflichtungen und Zusagen derzeit nicht einhalten, nachdrück-
lich auf, eine strategische Entscheidung zugunsten der erneu-
ten Einhaltung zu treffen;

9. ermutigt alle Staaten, die Vereinten Nationen und
andere internationale Organisationen, ihrem jeweiligen Man-
dat entsprechend Maßnahmen im Einklang mit der Charta zu
ergreifen, um zu verhindern, dass Staaten aufgrund der Nicht-
einhaltung ihrer bestehenden Nichtverbreitungs-, Rüstungs-
begrenzungs- und Abrüstungsverpflichtungen der internatio-
nalen Sicherheit und Stabilität ernsthaften Schaden zufügen; 

10. beschließt, den Punkt „Einhaltung der Überein-
künfte und Verpflichtungen auf dem Gebiet der Nichtverbrei-
tung, der Rüstungsbegrenzung und der Abrüstung“ in die vor-
läufige Tagesordnung ihrer neunundsechzigsten Tagung auf-
zunehmen.

RESOLUTION 66/50

Verabschiedet auf der 71. Plenarsitzung am 2. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/412,
Ziff. 70)189.

66/50. Maßnahmen zur Verhinderung des Erwerbs von 
Massenvernichtungswaffen durch Terroristen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 65/62 vom 8. Dezem-
ber 2010,

in Anbetracht der von der internationalen Gemeinschaft
in den einschlägigen Resolutionen der Generalversammlung
und des Sicherheitsrats zum Ausdruck gebrachten Entschlos-
senheit, den Terrorismus zu bekämpfen, 

tief besorgt über die wachsende Gefahr der Verknüp-
fung von Terrorismus und Massenvernichtungswaffen und
insbesondere über die Möglichkeit, dass Terroristen den Er-
werb von Massenvernichtungswaffen anstreben, 

in Kenntnis der von den Staaten ergriffenen Maßnah-
men zur Durchführung der Resolution 1540 (2004) des Si-
cherheitsrats über die Nichtverbreitung von Massenvernich-
tungswaffen, die am 28. April 2004 verabschiedet wurde, 

unter Hinweis darauf, dass das Internationale Überein-
kommen zur Bekämpfung nuklearterroristischer Handlun-
gen190 am 7. Juli 2007 in Kraft trat,

sowie unter Hinweis darauf, dass die Internationale
Atomenergie-Organisation am 8. Juli 2005 Änderungen zur
Stärkung des Übereinkommens über den physischen Schutz
von Kernmaterial191 im Konsens verabschiedete, 

Kenntnis nehmend von der Unterstützung, die in dem
Schlussdokument der vom 11. bis 16. Juli 2009 in Scharm
esch-Scheich (Ägypten) abgehaltenen fünfzehnten Gipfel-
konferenz der Staats- und Regierungschefs der Bewegung der
nichtgebundenen Länder192 für Maßnahmen zur Verhinderung
des Erwerbs von Massenvernichtungswaffen durch Terroris-
ten zum Ausdruck gebracht wurde, 

sowie davon Kenntnis nehmend, dass die Gruppe der
Acht, die Europäische Union, das Regionalforum des Ver-
bands Südostasiatischer Nationen und andere bei ihren Bera-
tungen den von dem wahrscheinlichen Erwerb von Massen-
vernichtungswaffen durch Terroristen ausgehenden Gefahren
sowie der Notwendigkeit internationaler Zusammenarbeit zu
dessen Bekämpfung Rechnung getragen haben und dass die
Russische Föderation und die Vereinigten Staaten von Ame-
rika gemeinsam die Globale Initiative zur Bekämpfung des
Nuklearterrorismus eingeleitet haben,

ferner davon Kenntnis nehmend, dass am 12. und
13. April 2010 in Washington das Gipfeltreffen über nukleare
Sicherung stattfand, 

unter Hinweis auf die Tagung auf hoher Ebene über nu-
kleare Sicherheit und Sicherung am 22. September 2011 in
New York, 

anerkennend, dass der Beirat für Abrüstungsfragen den
Terrorismus und Massenvernichtungswaffen betreffende Fra-
gen geprüft hat193, 

Kenntnis nehmend von den einschlägigen Resolutionen,
die von der Generalkonferenz der Internationalen Atomener-
gie-Organisation auf ihrer fünfundfünfzigsten ordentlichen
Tagung verabschiedet wurden194, 

189 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Argentinien, Armenien, Aserbai-
dschan, Australien, Bangladesch, Belgien, Belize, Bhutan, Bosnien und
Herzegowina, Bulgarien, Chile, Dänemark, Demokratische Republik
Kongo, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien,
Estland, Finnland, Frankreich, Honduras, Indien, Irland, Italien, Kambo-
dscha, Kanada, Kongo, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta,
Mauritius, Monaco, Montenegro, Myanmar, Nepal, Norwegen, Philippi-
nen, Polen, Portugal, Republik Moldau, Rumänien, Russische Födera-
tion, Serbien, Singapur, Slowakei, Slowenien, Sri Lanka, St. Vincent
und die Grenadinen, Thailand, Tschechische Republik, Türkei, Ungarn,
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte
Staaten von Amerika und Zypern. 

190 United Nations, Treaty Series, Vol. 2445, Nr. 44004. Amtliche
deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 2007 II S. 1586; LGBl. 2009
Nr. 263; öBGBl. III Nr. 77/2007; AS 2009 493.
191 Ebd., Vol. 1456, Nr. 24631. Amtliche deutschsprachige Fassungen:
dBGBl. 1990 II S. 326; LGBl. 1987 Nr. 2; öBGBl. Nr. 53/1989; AS 1987
505.
192 Siehe A/63/965-S/2009/514, Anlage.
193 Siehe A/59/361.
194 Siehe International Atomic Energy Agency, Resolutions and
Other Decisions of the General Conference, Fifty-fifth Regular Session,
19–23 September 2011 (GC(55)/RES/DEC(2011)).
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sowie Kenntnis nehmend von dem Ergebnis des Welt-
gipfels 2005, das auf der Plenartagung der Generalversamm-
lung auf hoher Ebene im September 2005 verabschiedet wur-
de195, und von der Verabschiedung der Weltweiten Strategie
der Vereinten Nationen zur Bekämpfung des Terrorismus am
8. September 2006196, 

ferner Kenntnis nehmend von dem gemäß Ziffer 5 der
Resolution 65/62 vorgelegten Bericht des Generalsekretärs197,

in Anbetracht der dringenden Notwendigkeit, diese Be-
drohung der Menschheit im Rahmen der Vereinten Nationen
und durch internationale Zusammenarbeit anzugehen, 

betonend, dass auf dem Gebiet der Abrüstung und
Nichtverbreitung dringend Fortschritte erzielt werden müs-
sen, um den Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu
wahren und zu den weltweiten Anstrengungen zur Bekämp-
fung des Terrorismus beizutragen,

1. fordert alle Mitgliedstaaten auf, die internationa-
len Anstrengungen zu unterstützen, mit denen verhindert wer-
den soll, dass Terroristen Massenvernichtungswaffen und ih-
re Trägersysteme erwerben; 

2. appelliert an alle Mitgliedstaaten, den baldigen
Beitritt zu dem Internationalen Übereinkommen zur Bekämp-
fung nuklearterroristischer Handlungen190 und seine rasche
Ratifikation zu erwägen;

3. fordert alle Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, in-
nerstaatliche Maßnahmen zu ergreifen und gegebenenfalls zu
verstärken, um Terroristen daran zu hindern, Massenvernich-
tungswaffen, ihre Trägersysteme sowie Materialien und
Technologien, die mit ihrer Herstellung zusammenhängen, zu
erwerben;

4. legt den Mitgliedstaaten nahe, untereinander und
mit den zuständigen regionalen und internationalen Organisa-
tionen zusammenzuarbeiten, um die diesbezüglichen nationa-
len Kapazitäten zu stärken; 

5. ersucht den Generalsekretär, einen Bericht über
die Maßnahmen zusammenzustellen, die internationale Orga-
nisationen in Fragen betreffend den Zusammenhang zwi-
schen der Bekämpfung des Terrorismus und der Verbreitung
von Massenvernichtungswaffen bereits ergriffen haben, die
Auffassungen der Mitgliedstaaten zu weiteren zweckdienli-
chen Maßnahmen, einschließlich innerstaatlicher Maßnah-
men, zur Abwehr der weltweiten Bedrohung einzuholen, die
vom Erwerb von Massenvernichtungswaffen durch Terroris-
ten ausgeht, und der Generalversammlung auf ihrer sieben-
undsechzigsten Tagung Bericht zu erstatten; 

6. beschließt, den Punkt „Maßnahmen zur Verhinde-
rung des Erwerbs von Massenvernichtungswaffen durch Ter-
roristen“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer siebenund-
sechzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 66/51

Verabschiedet auf der 71. Plenarsitzung am 2. Dezember 2011, in
einer aufgezeichneten Abstimmung mit 117 Stimmen bei 45 Ge-
genstimmen und 18 Enthaltungen, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/66/412, Ziff.70)198:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und
Barbuda, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Aserbai-
dschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados,
Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler Staat), Botsuana,
Brasilien, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Chile, China, Costa
Rica, Côte d’Ivoire, Demokratische Volksrepublik Korea, Demo-
kratische Volksrepublik Laos, Dominikanische Republik, Dschibu-
ti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Ghana, Grenada, Gua-
temala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indo-
nesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Jemen, Jorda-
nien, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Ke-
nia, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Lesotho, Liba-
non, Liberia, Libyen, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven,
Mali, Marokko, Mauretanien, Mexiko, Mongolei, Mosambik, Myan-
mar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman, Panama,
Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Salomonen,
Sambia, Samoa, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Sene-
gal, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Sri Lanka,
St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen,
Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Thailand, Timor-Leste,
Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschad, Tunesien, Tuvalu,
Uganda, Uruguay, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik),
Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vi-
etnam.

Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien
und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige
jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frank-
reich, Georgien, Griechenland, Island, Israel, Italien, Kanada,
Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Mikronesi-
en (Föderierte Staaten von), Monaco, Montenegro, Niederlande,
Norwegen, Palau, Polen, Portugal, Republik Moldau, Rumänien,
San Marino, Schweiz, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechi-
sche Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich
Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika,
Zypern.

Enthaltungen: Armenien, Belarus, Indien, Irland, Japan, Kir-
gisistan, Malta, Marshallinseln, Mauritius, Neuseeland, Öster-
reich, Pakistan, Republik Korea, Russische Föderation, Schwe-
den, Serbien, Tadschikistan, Usbekistan.

195 Siehe Resolution 60/1.
196 Resolution 60/288.
197 A/66/115 und Add.1.

198 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Algerien, Bangladesch, Bhutan, Bolivien (Pluri-
nationaler Staat), Brunei Darussalam, Demokratische Volksrepublik La-
os, Dominikanische Republik, Ecuador, Fidschi, Indonesien, Iran (Isla-
mische Republik), Jordanien, Kambodscha, Kenia, Kongo, Kuba, Ku-
wait, Libyen, Malaysia, Mongolei, Myanmar, Nepal, Nicaragua, Philip-
pinen, Sambia, Samoa, Senegal, Sierra Leone, Singapur, Sri Lanka, Su-
dan, Suriname, Thailand, Timor-Leste, Uganda, Venezuela (Bolivari-
sche Republik) und Vietnam.




